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Deutſcher Reichstag. 
36. Sitzung vom 23. April. 

Präſident Graf von Arnim eröffnet dit 
Sitzung um 11 Uhr 30 Min. mit geſchäftlichen Mit⸗ 
theilungen. 

Am Tiſche des Bundesraths: Scholz und 
v. Kuſſerow. 

Tagesordnung: 

J. Wahl eines Schriftführers an Stelle des 
ausgeſchledenen Abg. Dr. Klugmann. 

Auf den Antrag des Abg. v. Kardorff 
wird der Abg. Dr. Buhl zum Schriftführer für die 
Dauer der Seſſion erwählt. 

II. Fortſetzung der erſten Berathung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. die Unterſtüzung der deutſchen 
Seehandels-Geſellſchaft. 

Abg. Mosle ſpricht für die Vorlage. Er 
jet mehr wie jeder Andere berechtigt über jene Ver⸗ 
hältniſſe ein Wort mitzuſprechen, denn es ſei wohl 
Niemand hier im Hauſe, der, wie er, die beſten 
Jahre ſeines Lebens in jenen Breitegraden verlebt 
dat. Aus den dort geſammelten Erfahrungen her⸗ 
aus könne er behaupten, daß die in der Südſee 
lebenden Deutſchen über dieſe Vorlage hoch erfreut 
ſein werden. Es ſei im hohen Grade erfreulich, 
daß die Regierung das Gute, das auf Samoa ge- 
ſchaffen worden, in die Hand nehmen und weiter 
fördern wolle. Man habe es hier nicht mit dem 
Hauſe Godeffroy, ſondern mit einer Geſellſchaft zu 
thun, die vollſtändig intakt iſt. Aber er ſpreche an 
dieſer Stelle den Wunſch und die Hoffnung aus, 
daß es der Ausdauer und dem Fleiße dieſes Han⸗ 
delshauſes gelingen möge, im Laufe der Jahre ſei⸗ 
nen — — wieder been ae Redner 


ausgezeichnete Hafenanlage habe. 


den Beſitz deſſelben ſetzt. 
ſtande beſtänden die größten Bedenken. 


nicht feſtſtellen. 
theile er nicht. 


daran zu Grunde gegangen iſt. 
würden ſich nur in's Fäuſtchen lachen, 
Reichstag auf dieſe Vorlage eingehen ſollte. 


das Kapital aufgezehrt fein, 
davon haben. 
Werth werde nicht die Rede ſein. 


ſtehen. 


Staatshülfe für derartige Unternehmungen. 


Staatshülfe nicht, nur durch 
das Volk erſtarken, mit ſtrenger Sparſamkeit werde 
der deutſche Handel gegen die Engländer und Fran- 
zoſen auch ohne Staatsſubvention konkurriren. Wenn 
wir, ſo ſchließt Redner, die Vorlage ablehnen, ſo 
thun wir ſowohl der Regierung als auch den Ak- 
tionären einen Dienſt, allerdings einigen ſehr großen 


5 eee San. det mich gefragt: ia was ſoll 
berger und fü a Brogent werden? Ich babe 


N mbe ‚rt dann weiter aue, daß a n 

überfeeijche m Geſchäfte nicht mit eng geantwortet, ſchreiben Sie dieſe 1 5 freuen Sie 
Börſengeſchäfte verglichen werden könnten Ein ſich, daß Sie ſo billig davon gekommen ſind. (Große 
Aberſeriſches Geſchäft fei ohne Niſtko gar nicht durch- Heiterkeit.) Man jagt zwar, die Herren Bankiers, 
führbar und oft müßten Jahre vergehen, ehe ein welche die Geſellſchaft gebildet, find doch gute 
Nutzen eingeheimſt werden könne. Aber er könne Sachverſtändige. Ja wohl, das find fie, aber nur 
feſt verſichern, dem Vaterlande werde aus dieſem inſoweit es ſich um die Unterbringung der Aktlen 
Unternehmen Nutzen erwachſen. Auf Samoa ge- bandelt. (Heiterkeit) Ich bitte Sie, lehnen Sie 
diehen ſämmtliche Kolonialwaaren und ſeien dieſe die Vorlage ab. 0 0 
Inſeln groß genug, um uns große Reichthümer zu⸗ Bundeskommiſſar Geh. Leg.⸗Rath v. Kuj- 
zuführen. Herr Bamberger ſage, England Tofte] er om wendet ſich zunächſt gegen die Ausführung 
ſeine Kolonialpolitik über 100 Millionen Pfund. des Vorrebners. Den Behauptungen deſſelben ſtän⸗ 
Wenn das richtig wäre, glaubt denn der Herr Ab- den die Anſichten kaufmänniſcher Autoritäten gegen ⸗ 
geordnete wirklich, daß England jo dumm ſein würde, über, auf welche die Regierung ſich thatſächlich ge- 
um immer neue überſeelſche Länder zu annektiren. ſtützt habe. Dieſelbe müſſe es durchaus verneinen, 
Der indirekte Nupen it es, welcher den direkten daß man der Megterung einen Dienft erwelſe, wenn 
Schaden ausgleicht, der aber nicht direkt in die Er⸗ der Reichstag dieſe Vorlage ablehne; fie würde fie 
ſchetnung tritt. Die Engländer und Holländer ſonſt nicht eingebracht haben. Der geheime Agent, 
würden nicht, wie Herr Bamberger glaubt, über 


auf welchen ſich der Abg. Meier berufen habe, 
uns lachen, wenn wir dieſe Vorlage annehmen, la- lönne unmöglich über die Verhältniſſe auf Samoa 
chen werden ſie erſt dann, wenn Sie mit Ihren theo⸗ 


genau unterrichtet ſein, denn deſſen Behauptungen 
retiſchen Angriffen den Fürſten Bismarck jo geärgert ſtände das Zeugniß Hunderter gegenüber, welche in 
haben, daß er fein Amt wirklich niederlegt. Redner dem Unternehmen einen Aufſchwung unſeres Han ⸗ 
dalt die Kolonialpolitik als eine Naturnethwendig- dels in jenen Gewäſſern erblicten. Die Bedeu⸗ 
telt für Deutſchland und bedauert, daß entgegen- tung Tonga's und Samoa's für den deutſchen 
ſtehende Einflüſſe die Durchführung dieſer Politik Handel würde von allen Seiten anerkannt. Red- 
bisher gehindert haben. Nur ſo lange werden die ner ſucht ſodann näher darzulegen, daß die Unter⸗ 
mit jenen Staaten geſchloſſenen Verträge dort ge- ſcützung dieſes Unternehmens ſeitens des Reichs der 
halten, als unſere Machtmittel ſtark genug ſeien, Geſammtheit der deutſchen Nation zu Gute kom⸗ 
den Gelüſten der übrigen Ceeflaaten entgegenzutre- men müſſe. Zu der politiſchen Seite der Frage 
ten. Auch dieſer Redner hält es für vorteilhaft, übergehend, führt er dann weiter aus, daß die Re⸗ 
wenn der deutſche Auswanderungsſtrom nach den 


gierung bemüht geweſen ſei, in denjenigen Gebieten 
Südſeeinſeln geleitet würde. Er empfiehlt der Re- der Erde, welche ſich nicht unter der Botmäßlgkeit 
gierung, gegen jene halbwilden Völkerſchaften mit 


anderer Staaten befinden, dem deutſchen Handel 
größerer Energie als bisher vorzugehen, Zaghaftig⸗ 


die Gleichſtellung mit den übrigen Staaten zu 
keit jet nicht geeignet, das Anſehen Deutſchlands zu ſichern. Wolle das Reich nicht ſelbſt Kolonial ⸗ 
erhöhen. Er wolle, ſchließt Redner, lieber mit 


politik treiben, dann habe es die Verpflichtung, zu 
dem Herrn Reichskanzler irren, als mit Herrn Bam⸗ 


verhüten, daß auch in dieſen fernen Ländern Andere 


berger einen doltrinäte Steg davontragen. (Hel- ernten, wo Deutſche gejärt haben. Es handele ſich 
terkeit.) bei dieſer Vorlage nicht um eine vereinzelte Aktion, 
Abg. Meier (Bremen) erklärt, daß er am die unter allen Umſtänden unterbleiben könnte, ſon⸗ 


dern um eine Aktion in nothwendiger Konſequenz 
einer ſeit den 70er Jahren verfolgten bewußten Po- 
litik. Der Erfolg dieſer Bemühungen werde in 
Frage geſtellt werden, wenn der Reichstag durch 
Ablehnung dieſer Vorlage der Regierung in den Arm 
fallen ſollte. Er bitte die Vorlage mit Wohlwollen 
zu prüfen. 

Abg. Staudp erklärt, daß die Vorlage ihn 
inſofern unſympathiſch berührt habe, als es ſich hier 
um ein bankerottirtes Unternehmen handelt. Aber 
die Vorlage ſei doch lediglich eine Konſequenz derjenigen 
Politik, welche die Regierung ſeit zehn Jahren ver- 
folgt und der Reichstag unterſtützt habe Man 
müſſe daran feſthalten, daß die deutſche Flagge die 
herrſchende in Centralpolyneſien bleibe. Würde der 


liebſten in dieſer Sache nicht das Wort ergriffen 
hätte, weil er mit dem Haufe Godeffroy ſehr be⸗ 
kannt ſei. Nachdem aber ausdrücklich geſagt wor⸗ 
den, es handle ſich gar nicht mehr um das Haus 
Godeffroy und er die Gewißheit erlangt habe, daß 
die ganze Börſe Hamburgs ſeine Anſicht theilt, halte 
er es für ſeine Pflicht, gegen die Vorlage das 
Wort zu nehmen. Er ſei im Beſitze eines ſehr 
umfaſſenden Materials, das ihn in den Stand ſetze, 
die Sache vielleicht beſſer als die Regierung beurtheilen 
zu können. Auch läge es in ſeinem Berufe, ſolche 
Geſchäfte beurtheilen zu müſſen. Die Gründe, die 
für die Vorlage angeführt ſind, halte er nicht für 
ſtichhaltig. Das politiſche Intereſſe liege allein 
darin, daß Samoa für die Schifffahrt eine ganz 


Das ſei auch der 
Grund, weshalb das Land bisher noch nicht in den 
Beſitz Englands oder Amerikas übergegangen iſt, 
denn ſie haben ſich bisher noch nicht darüber ver⸗ 
einigen können, daß einer oder der andere ſich in 
Gerade in dieſem Um- 
Der Werth 
der Plantagen ſei ein rein fiktiver, er laſſe ſich 
Die Befürchtung, daß die Eng- 
länder ſofort die Hand darauf legen würden, ſo⸗ 
bald der Reichstag die Vorlage ablehnen ſollte, 
Die Engländer hätten mit ihrem 
Plantagenbefig bittere Erfahrungen gemacht und 
mehr als ein Kaufmann befinde ſich in London, der 
Die Engländer 
wenn der 
Das 
Reich werde nach ſeiner Meinung 20 Jahre lang 
3 Prozent Zinſen bezahlen und am Ende werde 
ohne daß wir etwas 
Von einem irgendwie realiſirbaren 
Er fürchte des⸗ 
halb für das Mißlingen des Unternehmens, weil 
keine Leute da find, welche die Plantagenkultur ver- 
Redner erklärt ſich entſchieden gegen jede 
Die 
Nation kräftig zu erhalten, dazu bedürfe es der 
eigene Kraft werde 


ſondern lediglich nach der Preisbeſtimmung, die un⸗ 
ter Mitwirkung der Reichsregierung feſtgeſtellt wird. 
Redner bittet mit Nüdficht auf die Kürze der Zeit, 
in welcher die Vorlage zum Abſchluß gelangen 
ee von jeder kommiſſariſchen Berathung abzu⸗ 
ehen. 


die hier vorliegt, nicht ſo ſehr tine Frage der Wirth⸗ 
ſchaftspolitik, als vielmehr eine Frage der auswär⸗ 
tigen Politik. 
Grund, weshalb wir uns entſchloſſen haben, für die 
Vorlage zu ſtimmen. 


riſche Berathung abgelehnt. 


Münzgeſetzes und Geſetz über das Fauſtpfandrecht 


Reichstag dieſe Vorlage ablehnen, ſo würde er 
einen ſchweren politiſchen Fehler begehen; die Deut⸗ 
ſchen in Auſtralien und Polyneſien würden es 
nicht verſtehen, und der Eindruck würde der ſein, 
daß das Reich nicht mehr die Energie beſitze, ihre 
Intereſſen zu verfolgen. Redner beantragt kom⸗ 
miſſariſche Berate ung der Vorlage. 

Abg. r. Bamberger weiſt zunächſt den 
Vorwurf zurück, daß er in ſeiner geſtrigen Rede, 
wie der Reg.⸗Kommiſſar behauptet, unſere Marine- 
offiztere verunglimpft habe. Wenn wir zimperlich 
geworden find, daß wir die Motive und die Be- 
weisſtücke der Regierung nicht mehr diskutiren dür⸗ 
fen, dann thun wir beſſer, die Bude zu ſchließen, 
wie einmal der Abg. Windthorſt ſehr richtig be⸗ 
merkte. Man mag übrigens ſagen, was man will, 
jo behaupte ich dennoch, daß die jetzige Handels- 
geſellſchaft nach wie vor mit dem Hauſe Godeffroy 
identifiziet wird. Die Ziffern über unſern Export 
nach Auſtralien, die uns der Reg Komm. vorge- 
führt, haben doch keine Bedeutung für unſere Han⸗ 
dels beziehungen zu Samoa; das würde doch nur 
der Fall ſein, wenn wir Auſtralien annektiren woll- 
ten. (Heiterkeit) Dem Herrn Mosle erwidere ich, 
daß ich weder dem Herrn Reichskanzler den Bor- 
wurf gemacht, ſich mit einer bankerotten Handels- 
geſellſchaft eingelaſſen zu haben, noch das Hous 
Godeffroy ſchlecht gemacht habe. Das Banquier- 
konſortium, das dieſe Aktien übernommen, habe dies 
nur unter einem moraliſchen Zwange gethan; es 
hat daran keine Freude gehabt. Es iſt nämlich 
daſſelbe Konſortium, welchem die anderen guten 
Geſchäfte übertragen worden. Das gegen mich von 
Be Mosle angeführte Zeugniß eines Mannes 


das Zollgebiet ernſtlich ins Auge zu faſſen. Es 
jet zu hoffen, daß dadurch nicht blos der in Ver⸗ 
bindung mit dem Zollinlande frei gewordene Handel 
dieſer Stadt neue und auf den direkten Verkehr mit 
dem geſammten deutſchen Hinterlande ſichere Grund⸗ 
lagen gewinnen würde, ſondern auch, daß die ge⸗ 
werbliche Thätigkeit dieſer Stadt einen neuen Auf⸗ 
ſchwung erlangen und, befreit von der übermächtigen 
Konkurrenz Hamburgs, zu einer ſelbſtſtändigen Ent⸗ 
wickelung werde kommen können. Der Ausführung 
einer ſolchen Maßregel ſtänden indeſſen bei den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen erhebliche zolltechniſche Schwie⸗ 
rigkeiten entgegen. Die Grenze zwiſchen Altona 
und der hamburgiſchen Vorſtadt St. Pauli ſei für 
Errichtung einer Zollgrenze ſehr ungeeignet; dage⸗ 
gen würde ſich eine weit beſſere Grenze gewinnen 
laſſen, wenn zugleich mit Altona ein Theil St. 
Pauli's dem Zollgebiete angeſchloſſen würde, und 
zwar der Theil von der Elbe bis zum Bahnhofe 
Schulterblatt. Daß der Einſchluß Altonas in das 
Zollgebiet von der Zuſtimmung Hamburgs nicht 
abhängig ſein könne, bedürfe keiner näheren Dar⸗ 
legung. Dem Bundesrath werde aber auch die Be⸗ 
fugniß nicht beſtritten werden können, den Anſchluß 
des betreffenden Theils von St. Pauli ſelbſt ohne 
Zuſtimmung Hamburgs zu beſchließen. Nach Arti- 
kel 34 der Reichsverfaſſung bleiben die Hanſeſtädte 
Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck 
entſprechenden Bezirke ihres oder des 
umliegenden Gebiets als Freihäfen außerhalb der 
gemeinſchaftlichen Zollgrenze, bis ſie ihren Einſchluß 
in dieſelbe beantragen. Die Frage, wer darüber zu 
entſcheiden hat, in welchem Umfange eine Ausſchlie⸗ 
ßung des ſtädtiſchen Gebiets aus der Zelten er⸗- 

forderlich iſt, 2 dem Zweck der Fre 


Anordnung im Artikel 34 nach ve SE 2 
Vorſchriften der Reichsverfaſſung zu beantworten 
ſein. Der Artikel 7 der Verfaſſung weiſt der Ent⸗ 
ſcheidung des Bundesraths unter Nr. 2 zu: „Die 
zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlichen 
allgemeinen Verwaltungs -Vorſchriften und Ein- 
richtungen, ſofern nicht durch Reichsgeſetz etwas 
Anderes beſtimmt if." Zu den Reichsgeſetzen in 
dieſem Sinne gehöre auch die Reichsverfaſſung, zu 
den zur Ausführung derſelben erforderlichen Ein- 
richtungen auch die Verlegung der Zollgrenze inner⸗ 
halb des Bundesgebiets in den durch Artlkel 33, 
Abſatz 1, und Artikel 34 gezogenen Schranken. 
Dem Bundesrath kam alſo die Entſcheidung über 
die Aufnahme eines Theils von St. Pauli in die 
Zollgrenze zu. Daß aber zum Zwecke der Frei⸗ 
hafenſtellung Hamburgs der Ausſchluß der ganzen 
Vorſtadt von der Zollgrenze nothwendig ſei, könne 
nicht behauptet werden. Auch könne die Reichs⸗ 
verfaſſung nicht beabſichtigt haben, eine große preu- 
ßiſche Stadt zum Verfall zu verurtheilen, weil ihre 
Lage der Stadt Hamburg gegenüber Veranlaſſung 
gebe, von der Freihafenſtellung der letzteren und 
deren Freihandels-Intereſſen abſorbirt zu werden. 

Es werde daher beantragt, der Bundesrath wolle 
beſchließen, daß, vorbehaltlich der näheren Modali⸗ 
täten der Ausführung, die Stadt Altona und der 
vorſtehend näher bezeichnete Theil St. Paulis in 
das Zollgebiet einzuſchließen ſeien. 

Dem Bundesrathe iſt ferner ein Antrag Ham⸗ 
burgs vorgelegt worden, durch ein Geſetz feſtzu⸗ 
ſtellen, daß die in der revidirten Verfaſſung Ham⸗ 
burgs vom 13. Oktober 1879 bezeichneten Streit⸗ 
fragen zwiſchen dem Senat und der Bürgerſchaft, 
welche nach der hamburgiſchen Verfaſſung von 1860 
vom Ober-Appellationsgericht zu Lübeck zu entſchei⸗ 
den waren, nachdem dieſes mit dem Inslebentreten 
der Reichsjuſtizgeſee aufgehoben worden, durch das 
Reichsgericht entſchieden werden. 

Ausland. i 

Paris, 23. April. Die geſtrige Kammer⸗ 
ſitzung bildet den Gegenſtand aller Unterhaltungen. 
Vielfach herrſcht die Anſicht vor, daß ſowohl Gam⸗ 
betta als auch die republikaniſche Majorität allzu 
ſcharf gegen die Minorität verfahren ſeien. Der 
Interpellant Godelle, früher General-Advokat am 
Kaſſationshofe, hat die „Ehre“, der einzige konſer⸗ 
vative Deputirte von Paris zu ſein. Derſelbe it 
ein energiſcher, aber gewandter Redner und keinee⸗ 
wegs ein hohler Schreier, wie gewiſſe andere bo- 
napartiſtiſche Deputirte. Seine Kritik der Regle- 
rungsweiſe des aller Welt antipathiſchen Gouver- 
neurs Albert Grevy überſtieg keineswegs die Grenzen 
des Erlaubten, erſt die von einer Suffiſance ſonder⸗ 
gleichen zeugende Antwort Albert Grevy's ließ ihn 


gebend ſein. Für mich iſt entſcheidend, daß es 
nicht rathſam iſt, eine Handelsgeſellſchaft auf eine 
ſo problematiſche Zukunft zu gründen, wie es bier 
geſchehen ſoll. Redner verweiſt auf das Schickſal 
der Südſeegeſellſchaft, die zu Grunde gegangen ſei 
und verbleibt dabei, daß es ſich nicht empfehle, die 
Vorlage kommiſſariſch vorzuberathen. 
Unterſtaatsſekretär Scholz betont noch ein- 
mal ausdrücklich, daß die Regierung das Haus Go— 
deffroy nicht unt rſtütze. Es handele ſich nicht um 
eine Rekonſtruktion der alten Handelsgeſellſchaft — 
mit dieſer ſolle ferner keine Gemeinſchaft beſtehen 
— ſondern um eine neue, lediglich auf ſich ſelbſt 
angewieſene, aus der Initiative der Regierung her⸗ 
vorgegangene Geſellſchaft. Die Dinge, die gekauft 
werden, ſollten die Unterlage des Geſchäftes bilden. 
Der Erwerb erfolge nicht nach dem Buchwerthe, 


Abg. v. Benda: Für uns iſt die Frage, 


Das iſt für uns der weſentliche 


Die Diskuſſion wird geſchloſſen, die kommiſſa⸗ 


Dann vertagt ſich das Haus. 
Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 
Tagesordnung: Geſetz wegen Abänderung des 


an Eiſenbahnen. 


Schluß 3 Uhr. 


Deutſchland. 


“= Berlin, 23. April. Der Bundesrath 
trat heute Mittag im Reichstagsgebäude unter dem 
Vorſitz des Staatsminiſters Hofmann zu einer Ple- 
narfipung zuſammen, um mehrere weniger wichtige 
Vorlagen der Tagesordnung von geſtern, die wegen 
vorgerückter Zeit nicht zur Erledigung gelangten, 
zum Abſchluß zu bringen. 

Dem Bundesrath iſt nunmehr der Antrag 
Preußens betreffend die Einverleibung der Stadt 
Altona und eines Theils der hamburgiſchen Vor⸗ 
ſtadt St. Pauli in das Zollgebiet übergeben wor⸗ 
den. Der Antrag konſtatirt, daß in geſchäftlicher 
Beziehung für Hamburg ein ſteter Fortſchritt, dage⸗ 
gen für Altona ein Rückſchritt bemerkbar iſt. Es 
könne daher die preußiſche Regierung ſich nicht der 
Verpflichtung entziehen, den Einſchluß Altonas in 


0. 
27 


die gebotene Mäßigkeit vergeſſen, ſo daß er ſich zu 
der Phraſe verſtieg: die parlamentariſche Unter⸗ 
ſuchung ſei jedenfalls deshalb nothwendig, weil noch 
ein injuriöſer Verdacht auf der Stirn des Bruders 
des Präſidenten der Republik hafte. Darauf er⸗ 
klärte Gambetta, dieſe Aeußerung enthalte eine 
doppelte Beſchimpfung, zuvörderſt des Herrn Albert 
Grevy, der darauf zu “n'worten wiſſen werde und 
des Präſidenten der Republik, weswegen der Artikel 
des Reglements zur Anwendung kommen müſſe, der 
jede den Staatschef beſchimpfende Aeußerung mit 
temporärer Ausſchließung beſtrafe. Godelle erklärte 
darauf, es ſei ihm nicht in den Sinn gekommen, 
den Präſidenten der Republik zu beleidigen, für 
den er den tiefſten Reſpekt hege, er habe nur ſagen 
wollen, gerade weil der Gouverneur der Bruder 
des Präſidenten ſei, es als durchaus nothwendig 
erachtet werden müſſe, daß kein Zweifel hinſichtlich 
der Ehrenhaftigkeit des Erſteren übrig bleibe. 

4 Trotz dieſer Erklärung beharrte Gambetta bei 
ſeinem Vorſchlage, der ſodann unter ungeheurem 
Lärmen von der geſammten Linken votirt wurde. 
Darauf fanden die heftigſten Szenen ſtatt. Die 
geſammte Rechte machte Miene, den Saal zu ver- 
laſſen, worauf Gambetta drohte, Diejenigen, welche 
das Signal zu einer gemeinſchaftlichen Abſtention 
geben würden, ebenfalls ausſchließen zu laſſen. 
Ueber Baudry d'Aſſon und Cuneo d'Ornano wurde 
die Zenſur verhängt, und Gambetta erhitzte ſich 
dermaßen, daß er vollſtänd'g die zum Vorſitz nöthige 
Ruhe verlor. 

Durch die Abſtimmung über die von Spuller 
eingebrachte motivirte Tagesordnung, worin ſich die 
Kammer durch die Erklärungen des Civilgeneral- 
gouverneurs von Algerien befriedigt bezeichnete, 
kam dieſe ſkandalöſe Szene zum Abſchluſſe. Die 
Linke votirte allein, da ſich die geſammte Rechte 
der Abſtimmung enthielt. Das Benehmen Gam- 
betta's findet nur darin ſeine Erklärung, daß der⸗ 
ſelbe, gerade weil die Perſon des Präſtdenten der 
Republik im Spiele war, rückſichtslos die Aus⸗ 
ſchreitungen der Rechten zurückweiſen wollte, da er 
befürchtete, ſich ſonſt gewiſſen Verdächtigungen aus- 
zuſetzen. Die Fraktionen der Rechten wollen Mit- 
tags über das von ihnen zu beobachtende Verfahren 
berathen. 


Provinzielles. 

Stettin 24. April. Geſtern Abend fand, 
wie die „Oſtſee⸗Zeitung“ mittheilt, in der Aula 
des Stadtgymnaſiums eine von den Herren Gym— 
naſialdirektoren Kern und Weider berufene zahlreich 
beſuchte Zuſammenkunft ſtatt, in welcher jene Herren 
über die für die Philologen⸗Verſammlung, welche 
vom Sonntag, den 26., bis Donnerſtag, den 30. 
September d. J., hier tagen wird, in Aus icht ge- 
nommene Arrangements Mittheilung machten, um 
dafür auch in weiteren Kreiſen ſchon jetzt Intereſſe 
u erwecken. Betreffs des feſtlichen Theiles dieſer 
Arrangements iſt vorläuſig Folgendes zu erwähnen: 
Montag findet Diner ſtatt in der Turnhalle, Abends 
vielleicht Konzert auf dem Bock; Dienſtag Oper- 
ehrt, Abends Kommers in der Turnhalle; Mitt- 
woch Rezitation von Türſchmann in der Aula des 
Marienſtifts - Gymnaſiums, Abends Ball in der 
Abendhalle. — Zu der weiteren Vorbereitung 
werden nun zunächſt verſchiedene Komitees gebildet 
werden. 

— Die Prüfung derjenigen Präparanden, 
welche ihre Aufnahme in das Schullehrer⸗Seminar 
zu Pyritz zu einem dreijährigen Lehrkurſus wünſchen, 
wird am 17. und 18. Auguſt d. J. abgehalten 
werden. 

— Der Landgerichts⸗Präſident Frantz in 
Greifswald iſt zum 1. Juli d. J. in gleicher Amts⸗ 
eigenſchaft an das Landgericht in Halle a. d. S. 
verſetzt. 

— Die heutige Sitzung der Strafkammer des 
hieſigen Landgerichts wurde mit einer Anklage gegen 
den Maurer- und Zimmermeiſter D. in Alt⸗Damm 
eröffnet. Derſelbe war angeklagt, durch eine im 
Juli v. J. an die Kgl. Kreisgerichts-Direftion zu 
Stettin gerichtete Beſchwerde den Kreisrichter L. 
beleidigt zu haben. Da der Angeklagte bei der 
heutigen Verhandlung einen Schein vorzeigte, nach 
welchem der Beleidigte den Strafantrag zurücknahm, 
wurde das Verfahren eingeſtellt und der Kreisrich⸗ 
ter L. zur Zahlung der Koſten verurtheilt. 

Am 16. Auguſt v. J. waren der Bauerſohn 
Wilh. Jahnke und der Arbeiter Aug. Ludwig 
Werth aus Plöwen auf einer Wieſe bei Plöwen 
mit dem Aufharken von Heu beſchäftigt und ge- 
riethen dabei mit einander in Streit; Werth ergriff 
den Heutrageknüttel und ſchlug damit auf Jahnke 
ein, bis dieſer niederſank. Durch die Schläge hatte 
Jahnke ſolche Verletzungen davon getragen, daß 
ſein Arm dauernd gelähmt iſt. Werth hatte ſich 
deshalb nun wegen Mißhandlung zu verantworten 
und wurde zu 6 Monaten Gefängniß verurtheilt. 

Die nächſte Verhandlung gegen den Knecht 
Wilh. Metzke aus Greifenhagen, der beſchuldigt 
wird, ſich am 30. November v. J. an einer grö- 
ßeren Prügelei vor dem Müller'ſchen Lokal in Grei⸗ 
fenhagen betheiligt zu haben, bei welcher ein Knecht 
Lehmann nicht unerheblich verletzt wurde, endete mit 
der Verurtheilung des Angeklagten zu 2 Monaten 
Gefängniß. 

— Einer Wittwe Witt wurde geſtern aus 
ihrer Wohnung Lindenſtraße 14 eine goldene Uhr 
und Kette nebſt Medaillon im Werthe von 150 M. 
geſtohlen. 

— Als geſtern Abend eine junge Dame das 
Trottoir am Paradeplatz überſchreiten wollte, fiel 
dieſelbe ſo unglücklich, daß ſie mittelſt Droſchke nach 
ihrer Wohnung geſchafft werden mußte. 

— Aus dem Speicher der Herren Landshoff 


Die Diebe hatten ſich in die unteren Räume ein⸗ 
geſchlichen und ſodann in die Decke mittelſt eines 
Centrumbohrers mehrere Löcher gebohrt, durch welche 
das Getreide nach unten lief. 

— Vorgeſtern Abend kehrte in einem Gaſt⸗ 
hofe der Baumſtraße ein Handlungsgehülfe Lenz 
aus Belgard ein, dort geſellte ſich ein anderer jun⸗ 
ger Mann zu ihm, der ſich gleichfalls als Hand⸗ 
lungsreiſender ausgab und ſeinem Kollegen eine 
goldene Chronometeruhr gegen eine ſilberne Uhr zum 
Tauſch anbot. Lenz ging darauf ein, gab dem 
Kollegen ſeine filberne Uhr und 11 M. baar Geld, 
worauf dieſer verſchwand. Später mußte Lenz ein⸗ 
ſehen, daß er einem Schwindler in die Hände ge⸗ 
fallen, denn die angeblich oldene Uhr war voll⸗ 
ſtändig werthlos. 

— Verſchiedene Handwerker können bei ihren 
Arbeiten ruhig ein Pfeifchen oder eine Cigarre 
ſchmauchen, ohne daß die Arbeit; zu Schaden 
kommt; zu dieſen Glücklichen gehören jedoch nicht 
die Bäcker. Dieſelben müſſen daher ihre Muße⸗ 
ſtunden benutzen, um ſich den Genuß einer Cigarre 
zu gönnen; fie ſcheinen dies auch in vollem Maaße 
zu thun und ſo an der Cigarre zu hängen, daß ſie 
dieſelbe ſelbſt an verbotenen Plätzen nicht bei Seite 
legen. Erſt kürzlich wurde ein Bäckermeiſter von 
außerhalb zu 20 Mark Geldſtrafe verurtheilt, weil 
er im Sitzungsſaal des Landgerichts mit brennen- 
der Cigarre erſchien und heute wurde wegen des⸗ 
ſelben Vergehens ein Bäckergeſelle Battchen mit 
10 Mark eventuell 1 Tag Haft beſtraft. Da der⸗ 
ſelbe nicht im Stande war, die Geldſtrafe zu erle⸗ 
gen, wurde er zur ſofortigen Verbüßung der Haft- 
ſtrafe abgeführt. 

— Der Poſt⸗Dampfer „Titania“ iſt mit 30 
Paſſagieren am vergangenen Donnerſtag von Ko- 
penhagen in Stettin eingetroffen und am Sonnabend, 
den 24. April, mit 22 Paſſagieren nach Kopen⸗ 
hagen wieder abgelaſſen. 

Loitz, 22. April. Am Mittwoch hielt der 
hieſige Bienenzuchtverein feine erſte diesjährige Ver⸗ 
ſammlung im Schützenhauſe ab Der Vorſitzende 
eröffnete die Verhandlungen mit einer Anſprache, 
in welcher er unter Hinweis auf die geringen 
Erfolge der Bienenzucht im vergangenen Jahre die 
Hoffnung auf beſſere Reſultate für dieſes Jahr 
hegte. 

Nach den von den Mitgliedern gemachten 
Mittheilungen wurden im Vereins bezirk im vorigen 
Jahre 293 Bienenvölker eingewintert. Es gingen 
davon verloren 43, alſo faſt 15 Prozent. Bei 
einigen Mitgliedern betrug der Verluſt die Hälfte 
der Völker; andere hatten gar keine verloren. Meiſt 
waren die kleinen Bienenſtände am härteſten be⸗ 
troffen; nur in einem Falle hatte ein langjähriger 
erfahrener größerer Imker über die Hälfte ſeiner 
Völker verſchmerzen müſſen. Die Urſachen der Ver⸗ 
luſte wurden in der Beſprechung verſchieden an- 


Grunde gegangen und ein gut Theil an Futter- 
mangel. 

Im Weiteren wurde über die Anſchaffung 
und Verwendung der künſtlichen Waben verhandelt. 
In der nächſten Verſammlung, welche am 19. Mai 
abgehalten werden ſoll, wird das Mitglied Freuk 
das Einkleben der künſtlichen Wabenanfänge und 
Mittelwände vormachen. Der reich verſorgte Frage- 
kaſten bot noch vielfachen Stoff zu gegenſeitigem 
Austauſch. 

Ss Wolgaft, 23. April. Der hieſige Bienen- 
zuchtverein wird ſeine nächſte Verſammlung am 
Mittwoch, den 28. April, Nachmittags 2½ Uhr, 
auf dem hieſigen Bahnhofe halten. Außer dem 
Bericht über die letzte Ueberwinterung der Bienen 
kommen zur Berathung: 1) Wie ſind ſchwach durch 
den Winter gekommene Völker zu ſtärken, daß fie 
die Haupttracht gut ausnutzen können? 2) Welche 
Vorbereltungen empfehlen ſich für die vom 24. bis 
26. Auguſt d. Is. in Anklam ſtattfindende bienen⸗ 
wirthſchaftliche Ausſtellung des baltiſchen Eentral- 
vereins? 3) Welchen Vortheil gewährt die Be⸗ 
nutzung guter Kunſtwaben? Außerdem werden Mit- 
theilungen aus dem Jahresbericht des baltiſchen 
Centralvereins für Bienenzucht über das Jahr 1879 
und Vorſchläge über Berathungs-Gegenſtände für 
die mit der Ausſtellung verbundene General-Ver⸗ 
ſammlung des Centralvereins gemacht werden. Alle 
Freunde der Bienenzucht, namentlich auch die Mit- 
glieder der benachbarten Vereine werden zu der 
Verſammlung eingeladen. 


* Aus Neuvorpommern, 23. April. Seit 
1878 bat ſich auf verſchiedenen Bienenſtänden im 
Bereiche des baltiſchen Centralvereins die Faulbrut 
der Bienen gezeigt. Zwei Vereine des Kreiſes 
Franzburg reichten bei dem Kreisausſchuß eine Pe⸗ 
tition um Erlaß einer Polizei⸗Verordnung zur Be⸗ 
kämpfung der Faulbrut ein. Derſelbe verſagte 
ſeine Zuſtimmung, weil darin ein Eingriff in das 
Privateigenthum erblickt wurde, brachte aber die 
Einholung von ſachverſtändigen Gutachten in An- 
regung, die ſich einſtimmig über die Gefährlichkeit 
der Krankheit, über die Verbreitung derſelben durch 
Anſteckung und über die Nothwendigkeit eines ener- 
giſchen Einſchreitens gegen dieſelbe ausſprachen. 
Das königliche Landrathsamt zu Franzburg richtete 
daher an den Herrn Ober⸗Präſidenten die Bitte, 
eine Polizei-Verordnung gegen die Faulbrut der 
Bienen für den Umfang der Provinz Pommern zu 
erlaſſen, in Folge deſſen der Geſammtvorſtand des 
Baltiſchen Central - Vereins für Landwirthſchaft 
um eine Aeußerung über den Antrag aufgefordert 
wurde. 

Der Referent bezweifelte, ob man es mit der 
bösartigen Faulbrut zu thun habe. Wenn es 
nicht in Abrede zu ſtellen ei, daß dieſe Krankheit 


und Heſſel (in Sucrow's Speicher) wurde am 22. durch Anſteckung leicht verbreitet werde, ſo könne er 
d. Mts. eine größere Quantität Weizen geſtohlen. ſich doch nicht für eine Polizei-Verordnung gegen 


gegeben. In den meiften Fällen par es Weiſel⸗ 
loſigkeit, manche Völker waren an Steinhonig zu| 
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dieſelbe für den Umfang der ganzen Provinz aus⸗ 
ſprechen, wenn in einzelnen Kreiſen die Faulbrut 
aufgetreten ſei, er halte es auch für zweifelhaft, ob 
die Reviſoren die Vernichtung der erkrankten Bienen 
völker gegen den Willen der Eigenthümer anordnen 
dürften, weil dies ein Eingriff in das Eigenthums⸗ 
recht und dieſer ohne Erlaß eines Geſetzes nicht 
zuläſſig ſei. Auch ſei die Krankheit noch nicht ge⸗ 
nügend erforscht, um beſtimmen zu können, ob die 
davon ergriffenen Bienenvölker durch die bereits mit 
günſtigem Erfolge dagegen angewandten Mittel 
wieder von derſelben befreit oder als von der bös⸗ 
artigen Faulbrut ergriffen der Vernichtung anheim 
gegeben werden müßten. Er ſchlage daher nach ; 
ſtehende Reſolution vor: 

„Der Geſammtvorſtand des Baltiſchen Central⸗ 
Vereins für Landwirthſchaft erklärt, daß er noch 
nicht genügend über die Krankheit orientirt ſei, es 
aber nicht für angemeſſen halte, eine Polizei⸗Ver⸗ 
ordnung für den Umfang der ganzen Provinz zu 
erlaſſen, wenn in einzelnen Kreiſen dieſelbe aufge- 
treten ſei.“ 

Dieſer Antrag wurde mit dem Zuſatze ange- 
nommen, „den Herrn Ober-Präfiventen zu erſuchen, 
über die Faulbrut der Bienen in den Kreisblättern 
Belehrung zu erlaſſen und dadurch die Beſitzer auf 
die Erkennung der Krankheit und deren Heilung 
durch geeignete Mittel aufmerkſam zu machen.“ 

Es iſt zu bedauern, daß der Antrag in ſeiner 
urſprünglichen Geſtalt, daß durch eine Polizei⸗Ver⸗ 
ordnung für den Umfang der Provinz die ener- 
giſche Bekämpfung der verheerenden Krankheit er⸗ 
möglicht werde, nicht durchgegangen iſt. Was hilft 
die Erkenntniß der Krankheit und der Heilungsver- 
ſuch, wenn dieſelbe auf benachbarten Ständen un⸗ 
geſtört weiter geduldet wird und damit eine Mög- 
lichkeit für nue Anſteckung bleibt? Es find ſchon 
größere Bienenſtände gänzlich ruinirt und manche 
intelligente Bienenzüchter kämpfen vergebens gegen 
die Faulbrut, weil ihre Nachbarn nichts dagegen 
thun oder thun wollen. Es hat der letzte Winter 
viel Verluſte an Bienenvölkern gebracht. Wenn 
dazu die Verbreitung der Faulbrut nicht gehindert 
werden kann, ſo iſt in manchen Gegenden, wo die 
Krankheit ſeit längerer Zeit ſich zeigt, ein Ruin der 
Bienenzucht zu befürchten. Der Vorſtand des neu 
gebildeten deutſchen Hauptvereins, der alle deutſchen 
Central- und Kreisvereine zu einem großen Vereine 
zuſammenſchließen will, hat daher Verſuche gemacht, 
durch eine Petition im Namen von mehr als 30,000 
deutſchen Bienenwirthen bei dem deutſchen Reichs- 
tage die Aufnahme der Bienen in das zur Be⸗ 
rathung vorliegende Geſetz zum Schutze gegen Vieh⸗ 
ſeuchen zu erreichen. Möchte doch dieſe Petition 
Erfolg haben! Nicht nur in Pommern, ſondern 
auch in manchen anderen Gegenden des deut⸗ 
ſchen Reiches hat die Bienenzucht ſchwere Schä⸗ 
digung durch die herrſchende Faulbrut erlitten. RN 


Literariſches. 


Unſer Jahrhundert. Ein Geſammtbild der 
wichtigſten Erſcheinungen auf dem Gebiete der Ge⸗ 
ſchichte, Kunſt, Wiſſenſchaft und Induſtrie der Neu- 
zeit. Von Otto v. Leixner. Mit zahlreichen Illu⸗ 
ſtrationen. 50 Lieferungen à 50 Pfg. 

Die Zeit vom letzten Viertel des vorigen Jahr- 
hunderts bis auf unſere Tage gehört zu den reich- 
ſten der geſammten Geſchicht.. Seit dem nordame- 
rikaniſchen Unabhängigkeitekriege und der franzöſi⸗ 
ſchen Revolution drängen ſich tiefeingreifende Ereig⸗ 
niſſe auf allen Gebieten. Napoleon, ſein Weltreich 
und ſein Sturz, die Freiheitskriege, das Zeitalter 
der Revolutionen, die Kämpfe in Amerika, die für 
uns und Europa unvergeßliche Zeit von 1870 71. 
Im innigen Zuſammenhange mit dem geſchichtlichen 
Werdegang ſtehen die Bewegungen auf ſozialem 
Gebiete von den früheren kommuniſtiſchen Träume⸗ 
reien bis zur Sozialdemokratie und dem Nihilis⸗ 
mus. Daneben hat die Wiſſenſchaft, beſonders die 
der Natur, an Tiefe und Umfang gewaltige Fort- 
ſchritte gemacht, — eine kaum überſehbare Menge 
von Errungenſchaften in allen Ländern bezeichnet 
den raſtloſen Forſchergeiſt, welcher den Zuſammen⸗ 
hang der Naturkräfte zu erfaſſen ſucht. Was die 
Gelehrten erdacht, wurde von der Technik, deren 
rieſiger Aufſchwung, von England ausgehend, ein 
bezeichnendes Merkmal unſerer Zeit iſt, auf das 
praktiſche Leben übertragen. Die Verwendung der 
Naturkräfte im Dienſte der Menſchheit hat die Phy⸗ 
ſtognomie unſeres Erdballs wie die gegenſeitigen 
Beziehungen der Völker umgeſtaltet. Wie auf allen 
dieſen Gebieten, ſo iſt auch in Kunſt und Dichtung 
ein neuer Geiſt lebendig geworden und hat im 
Laufe des Jahrhunderts mannigfache Wandlungen 
durchgemacht. 

Gegenüber der Fülle von Einzelnerſcheinungen 
macht ſich das Bedürfniß nach einer Darſtellung 
der Zeit geltend, welche in klarer, für alle Kreiſe 
zugänglicher Form einen Geſammtblick über unſer 
Jahrhundert gewährt, welche die politiſche und ſo⸗ 
ziale Geſchichte, die bedeutendſten Männer und ihre 
Thaten, die Poeſie, Kunſt und Wiſſenſchaft, die 
Haupterrungenſchaften der Technik, die Entwicklung 
des Zeitungsweſens ꝛc. in zuſammenhängender Er⸗ 
zählung vorträgt. Gelehrte Kulturgeſchichten ſind 
vorhanden, aber ein für die weiteſten Kreiſe beſtimm⸗ 
tes Werk dieſer Art fehlt nicht nur in Deutſchland, 
ſondern auch im Auslande vollſtändig. 

Der Verleger hat ſich durch die bei ihm er- 
ſchienenen trefflichen Werke ſchon einen guten Na- 
men gemacht, jo daß mit Sicherheit auf ein brauch; 
bares und gut illuſtrirtes Werk gerechnet werden 
darf. Das erſte Heft enthält bereits fehr intereſ⸗ 
ſante und gut ausgeführte Illuſtrationen. [56] 


Viehmarkt. 
Berlin, 23. April. Es ſtanden zum Ber- 


kauf: 213 Rinder, 441 Schweine, 641 Kälber, 
449 Hammel. 0 

Der heutige Markt hatte nur für Kälber 
einige Bedeutung, die in fo geringer Anzahl zuge- 
trieben waren, daß ſich für beſte Qualität leicht 60, 
für Durchſchnittswaare 45 —55 Pf. pro 1 Pfund 
Schlachtgewicht erzielen ließ. 

Rinder und Hammel wurden nur in einzelnen 
Stücken ſehr verſchiedener Beſchaffenheit vom Markt 
genommen, ſo daß ſich hier ein maßgebender Preis 
nicht feſtſtellen läßt. 

Auch Schweine wurden nur in ſehr weni zen 
Stücken geringerer und mittlerer Qualität begehrt, 
deren Preis zwiſchen 47 bis 50 Mark pro 100 
Pfund Schlachtgewicht bei einer Tara von 20 Pro- 
zent variirte. 


Telegraphiſche Depeſchen. 


Frauſtadt, 23. April. Nach amtlicher Feſt⸗ 
ſtellung wurden bei der hier ſtattgehabten ande wei⸗ 
ten Wahl eines Reichstags-Abgeordneten im Gan⸗ 
zen 9063 Stimmen abgegeben. Hiervon erhielten 
Unterſtaatsſekretär von Puttkamer in Straßburg 
4720, deſſen Gegenkandidat Ch. J. Cremer in 
Berlin (Centrum) 4331; der erſtere iſt ſonach wie⸗ 
dergewählt. N 

Wien, 23. April. Die Regierung hat heute 
im Abgeordnetenhauſe die Vorlage wegen Abände⸗ 
rung einiger Beſtimmungen des Wehrgeſetzes, ſowie 
die Landſturmvorlage eingebracht. 

Wien 23. April. Geſtern wollten die Mon- 
tenegriner ihr neues Gebiet okkupiren, wurden aber 
von den Albaneſen mit heftigem Gewehrfeuer em⸗ 
pfangen. Die gegen Tuzli im Vorrücken begriffen 
geweſenen Montenegriner mußten den Rückzug an⸗ 
treten. Die Albaneſen hatten eine ſtarke Uebermacht, 
es waren angeblich viele Tauſende. Die Monte⸗ 
negriner raffen alle Truppen zuſammen behufs Er- 
neuerung des Verſuchs der Beſitzergreifung. Die 
Montenegriner behaupten, die türkiſchen Komman⸗ 
danten hätten wieder Doppelſpiel getrieben. Jeden⸗ 
falls iſt Blutvergießen erwartbar. 

Peſt 23. April. 
„Peſter Lloyd“ hat ſich Ordody zur Uebernahme 
des Poſtens als Miniſter für öffentliche Arbeiten 
und Kommunikationen bereit erklärt. Der diesbe⸗ 
zügliche Vorſchlag des Miniſter-Präſidenten Tisza 
wird dem Kaiſer in den allernächſten Tagen unter⸗ 
breitet werden. - 

Haag, 23. April. Die zweite Kammer hat 
das Geſetz über die Abänderung der Zuckerſteuer 
mit 54 gegen 12 Stimmen genehmigt. Durch 
daſſelbe wird u. A. beſtimmt, daß zur Verhütung 
von Mißbräuchen in ſolchen Fällen, wo die Farbe 
des Zuckers zu Zweifeln Veranlaſſung giebt, eine 
Prüfung der Beſchaffenheit des Zuckers nach 


einer noch näher zu beſtimmenden Methode eintre⸗ 
n folks 


London, 23. April. Lord Hartington und 
Lord Granville haben ſich heute Mittag nach 
Windſor begeben, um mit der Königin zu konferi⸗ 
ren. Gerüchtsweiſe verlautet, die Königin werde 
Granville auffordern, die Bildung des neuen Kabi⸗ 
nets zu übernehmen; das Gerücht bedarf indeß der 
Beſtätigung. 

London, 23. April. Lord Granville und 
Lord Hartington begaben ſich unmittelbar nach ihrer 
Rückkehr von Windſor zu Gladſtone, mit welchem 
ſie zur Zeit noch konferiren. Wie es heißt, würde 
Gladſtone noch heute Abend von der Königin in 
einer Audienz empfangen werden. 

Lonbon, 23. April. Ein Telegramm der 
„Times“ aus Kabul vom heutigen Tage meldet: 

Die Avantgarde der unter dem General Ste⸗ 
wart ſtehenden Diviſton iſt am 20. d. Mts. in 
Ghuzni eingerückt. An demſelben Tage unternahm 


eine afghaniſche Abtheilung von verſchiedenen Stäm⸗ 


men in der Stärke von 15,000 Mann einen An⸗ 
griff auf General Stewart, wurde aber mit Ver⸗ 
luſt von etwa 1000 Todten zerſtreut. Der Ver⸗ 
luſt der engliſchen Truppen betrug 17 Todte und 
115 Verwundete. 


London, 23. April. Hartington fährt heute 
Mittag wieder nach Windſor, Granville fährt mit 
ihm. Daraus, ſowie aus dem, was über ſeine 
geſtern Abend mit Granville und Gladſtone gepflo⸗ 
genen Berathungen gerüchtsweiſe in die Oeffentlich 
keit drang, wird allgemein geſchloſſen, daß er die 
Kabinetsbildung ablehnte und dieſe ſchließlich Glav⸗ 
ſtone anvertraut werden wird. Hätte Hartington 
die Kabinetsbildung übernommen, ſo brauchte er 
heute nicht wieder nach Windſor zu fahren, ſondern 
hätte ſofort ſich mit denen benommen, welchen er 
einen Kabinetspoſten anbieten würde. Letzteres ge⸗ 
ſchah nicht. Die Premierſchaft wird jetzt ſelbſt von 
der Whig- und der Torppreſſe als der Lage am 
meiſten entſprechend empfohlen, da er als verant- 
wortlicher Miniſter maßvoller ſein würde. Der 
bisherige Sprecher des Unterhauſes wird ſeinen 
Poſten wahrſcheinlich beibehalten. 

Lord Dufferin wird als muthmaßlicher Nach⸗ 
folger Lord Lytton's bezeichnet. 

Der Graf Münſter ſiedelt nächſte Woche ven 
Brighton nach London über. 

Paris, 23. April. Deputirtenfammer. Der 
Deputirte Paul Bert (radikal) beantragt, die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung eines mindeſtens einjährigen 
aktiven Militärdienſtes auf künftige Religionsdiener 
und Lehrer auszudehnen. Der Antrag wird von 
mehreren Seiten bekämpft, weil er den Beſtimmun⸗ 
gen des Konkordates zuwiderlaufe. Die Kammer 
beſchloß indeß die Dringlichkeit und verwies den 
Antrag an eine beſondere Kommiſſion. 


Im Fortgang der Sitzung wurde die Tarif- 


Berathung fortgeſetzt und ein Antrag auf Zollfrei⸗ 
heit von Steinkohlen mit 260 gegen 165 Stimmen 
abgelehnt. 


Nach einer Mittheilung des 
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